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Österreich

Der vorliegende Beitrag untersucht die politisch-institutionelle Entstehungsgeschichte des Fachhochschul-
sektors in Österreich aus einer Perspektive des „Policy Learning“. Eine solche Perspektive versucht, die
Rolle von politischen Ideen und von Lernprozessen in Prozessen des „policy change“ zu beleuchten und
ihre Wirkungsmächtigkeit in der Veränderung von Institutionen und von Machtverhältnissen auszuloten.
Begrifflichkeit, Fragestellungen und auch der theoretische und analytische Rahmen dieser Untersuchung
orientieren sich an Konzepten des Politiklernens von Peter May und Paul Sabatier.
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1. Einleitung

Eine besondere Rolle in der Rekonstruktion
der Lernprozesse rund um die Genese des Fach-
hochschulsektors1 spielt gerade im österreichi-
schen Zusammenhang der historisch-institutio-
nelle Kontext, stand doch die Frage der Einrich-
tung eines postsekundaren nicht-universitären
Ausbildungssektors schon einmal, nämlich
Ende der 1960er Jahre, ganz oben auf dem Tab-
leau der hochschulpolitischen Initiativen. Tat-
sächlich wurde der 1968 lancierte sogenannte
‚Partisch Plan’ – benannt nach seinem Erfin-
der, einem hohen Beamten des Unterrichts-
ministeriums – aber nicht umgesetzt. Auch als
die OECD 1975 im Zuge eines Policy-Review
am österreichischen Hochschulsystem Kritik
übte und die Einrichtung eines Sektors mit um-
fassendem berufsbildendem Angebot auf terti-
ärer Ebene ventilierte, ergab sich für die SPÖ
Alleinregierung daraus kein Handlungsbedarf.
Und obwohl fast alle anderen EU-Staaten in den

1970er und 1980er Jahren solche Systeme ein-
geführt hatten, dauerte es in Österreich bis zum
Ende der 1980er Jahre, bis die Frage neuerlich
virulent zu werden begann.

Als allerdings die große Koalition zwischen
SPÖ und ÖVP in ihrem zweiten Regierungs-
programm im November 1990 die „Einrichtung
von Fachakademien, die den Hochschulbereich
ergänzen sollten“, ankündigte, gewann das The-
ma unter der Federführung des Bundes-
ministeriums für Wissenschaft und Forschung
(BMWF) rasch an politischer Dynamik und im
Mai 1993 konnte das „Bundesgesetz über die
Fachhochschulstudiengänge“ (FHStG) vom Na-
tionalrat beschlossen werden2 . Damit wurde ein
neuer Sektor im österreichischen Bildungs-
wesen eröffnet, der sich durch eine andersarti-
ge „schlanke“ Gesetzgebung auszeichnet und
die Möglichkeit für „unternehmerische“ Initia-
tive und private Erhalterschaft von Studiengän-
gen bietet. Es wurde nicht an bestehende Insti-
tutionen angeknüpft, sondern das Fachhoch-
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schulsystem wurde von Grund auf neu aufge-
baut und auf das Ziel ausgerichtet, ein rasches
Reagieren auf die Anforderungen des Beschäf-
tigungssystems zu ermöglichen (vgl. Lassnigg
et al. 2003, 8ff.).

Wie lässt sich erklären, dass das öster-
reichische System der Bildungs- und Wissen-
schaftspolitik so lange Zeit gegen den Gedan-
ken der Einrichtung eines nicht universitären
Sektors (NUS) im tertiären Bildungsbereich re-
sistent war? Dass aber, als die Debatte Ende der
1980er Jahre wieder aufflackerte, relativ rasch
eine politische Handlungsdynamik entfaltet
werden konnte, die trotz vielfältiger Widerstän-
de (vor allem im Bereich der Interessenver-
tretung der ArbeitnehmerInnen) zu einer Lö-
sung führte und umgesetzt wurde? Welche Rolle
spielen politische Ideen, Wissens- und Lernpro-
zesse in diesem Politikwandel und in welchem
Verhältnis stehen diese Lernprozesse zu einer
Politikveränderung, die schlicht auf veränder-
ten Machtverhältnissen basiert? War die Poli-
tik in den 1960er und 1970er Jahren lern-
resistent, und wurde sie dann mit der zweiten
Neuauflage der großen Koalition plötzlich lern-
fähig? Oder waren hier schlicht andere Lern-
prozesse am Werk, die in andere institutionelle
Settings und Machtverhältnisse eingebettet wa-
ren?

Zur Klärung dieser Fragen stellt der vorlie-
gende Beitrag zunächst zwei relevante Konzepte
des Politiklernens vor, die für die Analyse eine
theoretische Fundierung bildeten. Es ist dies
einerseits die Unterscheidung von „policy
learning“ und „political learning“ durch Peter
May und andererseits der Ansatz der Advocacy-
Koalitionen von Paul Sabatier. In einem zwei-
ten Schritt gehe ich  auf den historisch-instituti-
onellen Kontext der österreichischen Hoch-
schulpolitik von den späten 1960er Jahren bis
zu den beginnenden 1980er Jahren ein und dis-
kutieren die Frage, ob die nachhaltige Zurück-
weisung der Idee, in Österreich einen nicht uni-
versitären tertiären Sektor einzurichten, als Fall
von „Nicht-Lernen“ in der Politik zu werten ist.
Im darauf folgenden Abschnitt wird der Weg
zum FHStG ab Mitte der 1980er Jahre nachge-
zeichnet. Besondere Aufmerksamkeit wird der

Frage gewidmet, wie das für die Politikent-
scheidung als auch für die Formulierung des
konkreten Modells relevante Wissen organisiert
wurde. Schließlich versucht der abschließende
vierte Abschnitt die gewonnenen Erkenntnisse
an die verwendeten theoretischen Konzepte von
May und Sabatier rückzubinden.

Empirisch stützt sich diese Arbeit einerseits
auf Interviews mit involvierten AkteurInnen und
auf jene Programmdokumente, Strategiepapiere,
Studien und Publikationen, die der Recherche
zufolge im Prozess der Entstehungsgeschichte
des nicht-universitären tertiären Sektors in Ös-
terreich eine besondere Rolle spielten. Anderer-
seits wurde auch eigenes Erfahrungswissen zur
Rekonstruktion und Reflexion der Ereignisse
herangezogen. Und schließlich konnte auch auf
Primärquellen und Publikationen des Projektes
„The ‚Accreditation Model’. Policy Transfer in
Higher Education in Austria and Britain“3  zu-
rückgegriffen werden, welches die Genese des
Fachhochschulsektors in Österreich vor dem
Hintergrund der „Policy Transfer“-Literatur un-
tersuchte.

2. Zwei grundlegende theoretische
Konzepte des Lernens in der Politik

2.1. „Policy learning“ und „political
2.1. learning“ (Peter May 1992)

Peter May differenziert grundsätzlich zwei
Aspekte des Lernens im Bereich der Politik.
Demzufolge gibt es erstens ein Politiklernen, das
sich auf die Inhalte einer Policy bezieht, näm-
lich auf die Analyse des Problemhintergrunds
eines Politikfeldes, auf mögliche Lösungspfade,
auf Politikinstrumente und auf Fragen einer
möglichst effektiven und effizienten Implemen-
tation einer Politiklösung. Dieses inhalts-
bezogene Politiklernen (policy learning) findet
wiederum auf zwei Ebenen statt. Einerseits gibt
es Lernen auf der Ebene der Erkenntnisse über
die Wirksamkeit unterschiedlicher Policy-Tools
oder Politikinstrumente (instrumental policy
learning). Andererseits können sich die Lern-
prozesse auf einer tieferliegenderen Ebene auch
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auf die soziale Konstruktion von Politikzielen
und von Problemdefinitionen beziehen. Als Er-
gebnis eines solchen Lernprozesses käme es
dann zu einer Veränderung in den Zielen von
Politik und/oder zu einer veränderten Sichtweise
des Verursachungszusammenhangs einer poli-
tischen Problematik (social policy learning).
Diesen Prozessen des „policy learning“ setzt
May den Lernprozess auf der Ebene des Macht-
gewinns und Machterhalts als „political
learning“ gegenüber, das sich auf Erkenntnisse
bezieht „about manoeuvring within and mani-
pulation of policy processes in order to advance
an idea or problem“ (May 1992, 340).

2.2. Advocacy-Koalitionen und ihre
2.2. handlungsleitenden Politikorientierungen
2.2. (Paul Sabatier)

Sabatier stellt mit seinem Advocacy-Koali-
tionsansatz einen analytischen Rahmen zur Ver-
fügung, der politischen Wandel in einem Politik-
feld einerseits auf externe Faktoren (sozio-
ökonomischer Wandel, veränderte Regierungs-
koalition, personeller Wandel) rückführt und
andererseits in policy-orientierten Lernprozes-
sen begründet. Policy-orientiertes Lernen defi-
niert er als „relativ stabile Veränderung des
Denkens oder von Verhaltensintentionen …, die
aus Erfahrungen resultieren und die sich mit der
Realisierung oder der Veränderung von Policy-
Zielen befassen“ (Sabatier 1993, 121f.). Diese
Lernprozesse können innerhalb und zwischen
Advocacy-Koalitionen stattfinden, die für ihn
wesentlichen Akteure in einem Politikfeld. Sol-
che Koalitionen – pro Politikfeld sind es nach
Sabatier meist zwei bis vier – bestehen aus Per-
sonen in unterschiedlichen Positionen (Beam-
tInnen, PolitikerInnen, InteressenvertreterInnen,
WissenschafterInnen, JournalistInnen etc.), und
sie teilen ein spezifisches „belief-system“, d.h.
ein Set von grundlegenden Wertvorstellungen,
Kausalannahmen und Problemperzeptionen. Ein
„belief-system“ weist eine dreistufige innere
Struktur auf: Es besteht aus einem Hauptkern
(deep core), der normative und politische
Grundaxiome enthält, welche die allgemeine

politische Philosophie eines Akteurs bzw. einer
Akteurin über verschiedene Politikbereiche hin-
weg bestimmen (z.B. die relative Priorität von
Freiheit über Gleichheit oder umgekehrt). Um
den deep core herum befindet sich ein auf das
jeweilige Politikfeld bezogener Policy-Kern
(policy-core) von grundlegenden Strategien und
Kausalannahmen, welche geeignet scheinen, die
grundlegenden Wertvorstellungen (deep core
beliefs) im Politikfeld umzusetzen. Die darüber
liegende Hülle bildet schließlich ein Set von
sekundären Aspekten, die eine Vielzahl von in-
strumentellen Entscheidungen und Informa-
tionssuchprozessen erfordern, um den Policy-
Kern in einem bestimmten Politikfeld zu imp-
lementieren.

Ein Hauptargument von Sabatier ist nun,
dass die Veränderungen in den Kernaspekten
einer Policy (deep core und policy core) in der
Regel das Resultat von auf das jeweilige Politik-
subsystem einwirkenden externen Veränderun-
gen sind, während policy-orientiertes Lernen
zwar ein wichtiger Aspekt des Policy-Wandels
ist, aber lediglich die sekundären Aspekte des
„belief system“ einer Advocacy-Koalition ver-
ändern kann. Oftmals ist aber gerade das Zu-
sammenwirken von externen Veränderungen
und policy-orientiertes Lernen eine Vorausset-
zung für Veränderungen in den Policy-Kern-
Merkmalen eines politischen Handlungspro-
gramms.

2.3. Der erwartete Nutzen der beiden
2.3. Erklärungsmodelle

Im Fall der Genese des österreichischen
Fachhochschulstudiengesetzes hat die Dynamik
externer Faktoren eine besondere Rolle gespielt.
Auch war es im Zuge unseres Forschungs-
prozesses bald klar, dass es ab der zweiten Hälfte
der 1980er Jahre zunehmend zu einer Verände-
rung in den Wertvorstellungen relevanter
AkteurInnen im Politikfeld Hochschulpolitik
kam, der Bezug zum analytischen Rahmen des
Advocacy-Koalitionsansatzes hat sich daher
angeboten. Es wird im Rahmen dieser theoreti-
schen Perspektive zu fragen sein, welches der
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Beitrag von policy-orientiertem Lernen an die-
sem Politikwandel war?

Der Mehrwert von Peter Mays theoretischem
Ansatz ist jener, dass er mit dem „political
learning“ eine theoretische Perspektive einführt,
welche die Kategorie des Lernens mit Macht-
prozessen der lernenden AkteurInnen verbindet.
Das Verhältnis von Prozessen des instrumental
und social policy learnings, wie sie von Sabatier
analysiert werden, zur Umsetzung dieser Lern-
prozesse, die in ihrem Machanspruch wieder
spezifische Formen des Lernens, nämlich
political learning aufweisen, kann damit in den
Blick der Analyse genommen werden. Es wird
zu zeigen sein, dass diese von May entwickel-
ten unterschiedlichen Lernformen in einem
wechselseitigen Spannungsverhältnis stehen, sie
können einander befördern oder auch behindern.
In unserer Fallstudie werden wir versuchen diese
wechselseitigen Spannungsverhältnisse und ihre
Implikationen herauszuarbeiten.

3. Das Scheitern des Partisch-Plans Ende
der 1960er Jahre

Bereits Ende der 1960er Jahre hatte Dr.
Franz Partisch, ein hoher Beamter des Unter-
richtsministeriums, einen Plan präsentiert, wie
die höhere berufsbildende Ausbildung in Ös-
terreich aufzuwerten wäre, (der sogenannte Par-
tisch-Plan). Die Ausbildung der Ingenieure4  an
den berufsbildenden höheren Schulen (BHS)
sollte demzufolge von fünf auf vier Jahre ver-
kürzt werden und daran eine postsekundäre
Phase (Technikakademie) von zwei Jahren an-
schließen.
Tatsächlich wurde der Partisch-Plan nie umge-
setzt. Den Hintergrund für die Nicht-Implemen-
tierung bildeten einerseits ein Regierungs-
wechsel und damit verbundene institutionelle
Blockaden, denn ab 1970 erfolgte im Zuge der
Regierungsübernahme durch die Sozialistische
Partei Österreichs eine Teilung der Bildungs-
agenden in zwei Ministerien, in das Bundes-
ministerium für Unterricht und Kunst und in das
Wissenschaftsministerium. Gerade in solchen
politischen Fragen, deren Zuständigkeit nicht

klar einem Ministerium zugeordnet werden
konnte, dürfte zwischen diesen Ministerien von
Beginn weg eine gewisse Blockade existiert
haben, so dass genau diese Fragen gar nicht auf
die politische Agenda kamen. Die Einrichtung
eines nicht universitären tertiären Sektors war
eine solche Materie (Int. 2-3). Andererseits stan-
den mächtige AkteurInnen und im Bildungs-
system relevante Interessen dagegen (vgl.
Pechar et al. 1999, 32):
• Die BHS wollten nicht „zu Tode reformiert“

werden.
• Die Universitäten verharrten auf dem Stand-

punkt, dass sie alleine in der Lage wären,
ein entsprechendes und niveauvolles Ange-
bot auf postsekundärer Ebene zu bieten.

• Die Interessenorganisationen der Wirtschaft
wiederum befürchteten, dass die Umsetzung
des Partisch-Plans lediglich zu Lohnforde-
rungen und Überqualifikation führen wür-
de. Für eine Aufwertung der Ingenieurs-
ausbildung wurde schlicht kein Bedarf ge-
sehen.
In Summe führten diese Bedenken zu einer

„stürmischen Ablehnung des Plans quer durch
die Parteien, die Sozialpartner und die betroffe-
ne Lehrerschaft“ (Piskaty 1994, 203). Es wur-
de von der dominanten Akteurskoalition, die
von einer Politikveränderung betroffen gewe-
sen wäre, offenbar die Befürchtung geteilt, dass
diese zu einer Verschlechterung der eigenen
Position führen würde. Diese Befürchtung ein-
te den Widerstand gegen die Reform. Gleich-
laufend hatten die institutionellen Blockaden in
der Ministerialbürokratie den Effekt, dass kein
Akteur den Prozess der Politikveränderung ak-
tiv vorantrieb.
Aus einer Perspektive des Lernens zeigt sich,
dass es keine AkteurInnen gab, die einen Lern-
prozess aktiv vorantrieben (Stichwort: institu-
tionelle Blockade der Ministerien) und es gab
auch kaum externe Veränderungen (z.B. Ver-
änderungen in den sozioökonomischen Bedin-
gungen, der Technologie oder der öffentlichen
Meinung), die – so der theoretische Zugang von
Sabatier – das Politiksubsystem von außen so
erschüttert hätten, dass ein Policy Change an-
gestoßen worden wäre.
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4. Auch die sozialdemokratische
Alleinregierung weist die Einführung
eines Fachhochschulsektors zurück

Mit dem Machtantritt der sozialistischen
Alleinregierung 1970 kam die Bildungspolitik
für eine Zeitperiode von etwa zehn Jahren in
die Reihe der Topprioritäten der politischen
Agenda. Dennoch – und im Gegensatz zu den
meisten anderen europäischen Ländern – wur-
den in Österreich in dieser Zeit keine Maßnah-
men zur Einrichtung eines nicht universitären
tertiären Sektors ergriffen. Als die OECD 1975
in ihrem Bildungsreview die Einrichtung eines
Sektors mit umfassendem berufsbildendem
Angebot auf tertiärer Ebene ventilierte, nahm
die Regierung den Standpunkt ein, dass die
Universitäten im tertiären Sektor durchaus in der
Lage wären, ein ausreichend vielfältiges Ange-
bot zur Verfügung zu stellen und dass darüber
hinaus jene berufsspezifischen Bedarfe, denen
in anderen Ländern durch die Einrichtung ei-
nes NUS entgegengetreten wurde, in Österreich
durch die BHS bestens abgedeckt wären.
Gemeinsam mit jener Interessenskoalition, die
schon Ende der 1960er Jahre den Partisch-Plan
bekämpft hatte, wurde somit auch von der neuen
Regierung die Errichtung eines neuen Sektors
im Hochschulbereich nicht geplant – im Gegen-
teil, die Hochschulpolitik der neuen Regierung
war eher auf eine Vereinheitlichung des bis zu
einem gewissen Grad differenzierten Hoch-
schulsektors unter dem Dach der Universitäten
orientiert.

Die Zurückweisung der Idee eines Fach-
hochschulsektors seitens der SPÖ-Regierung
hatte im Vergleich mit der allein interessen-
basierten Konstellation im Fall der Ablehnung
des Partisch-Plans noch eine zusätzliche
ideologiebasierte Qualität. Denn der deep core5

der die handelnde Akteurskoalition – im wesent-
lichen RegierungsakteurInnen, BeamtInnen und
sozialdemokratische BildungspolitikerInnen –
verband, bestand darin, dass sich die ökonomi-
sche Politik einem Wertsystem unterordnen
muss, „bei dem der Mensch, sein Lebensraum,
sein wirtschaftliches Wohlergehen, seine
Entwicklungsmöglichkeiten und seine kulturelle

Entfaltung“ (Erkl. d. österr. BReg. v. 5.11.1975,
StProtNR 14. GP 17-30) im Mittelpunkt stehen.
Bildung und auch Hochschulbildung diene da-
her in erster Linie der vollen Entfaltung der
schöpferischen Kräfte und könne somit keines-
falls dem Markt überlassen werden. Der policy
core bestand wesentlich darin, dass der Staat die
dafür notwendigen Kompetenzen und Ent-
scheidungsrechte in der Exekutive und der Le-
gislative konzentrieren, den selbständigen Wir-
kungsbereich der Hochschulen einengen und
den vergrößerten eigenen Wirkungsbereich mit-
tels eines Top-Down-Modells und durch kom-
plexe und detaillierte Regulierungen umsetzen
müsste. Das dominante Policy Learning in der
sozialdemokratischen Alleinregierung fand im
Sinne eines „instrumental policy learning“ auf
Basis des beschriebenen policy core bzw deep
core statt.

Vor diesem Hintergrund ist ein grundlegen-
der Politikwandel nach Sabatier ohne zusätzli-
che externe Veränderungen nicht möglich, was
die deutliche Resistenz der sozialdemokrati-
schen Regierung gegen die im OECD-Review
1975 enthaltenen Anregungen zur Umgestal-
tung des Hochschulsystems ebenso erklärt wie
das Nicht-Wiederaufgreifen der Frage eines
Fachhochschulsektors in der Zeit der sozialde-
mokratischen Alleinregierung bis 1983.

5. Der Weg zum Fachhochschulstudien-
gesetz 1993

Aus einer Perspektive, deren zentraler Fo-
kus auf den Lernprozessen in der Politik liegt,
lässt sich der Weg zum FHStG in drei Phasen
beschreiben.

Die erste Phase beginnt mit der Regierungs-
übernahme der großen SPÖ-ÖVP Koalition im
Jahr 1986 und endet mit dem erneuten
Koalitionsübereinkommen von 1990, das zwar
die Einrichtung von Fachakademien für die fol-
gende Legislaturperiode vorsieht, das aber noch
keine Aussage darüber macht, in welcher Form
diese Fachakademien institutionalisiert werden
könnten und in wessen Kompetenz der neue
Sektor fallen würde.
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In der daran anknüpfenden zweiten Phase
bis zum Dezember 1991 wird der Prozess zur
Etablierung des Fachhochschul-Sektors festge-
legt. Es wird entschieden, dass die Zuständig-
keit dem BMWF zugeschlagen wird und es wird
seitens des BMWF ein Erstentwurf für das Ge-
setz erstellt, der bereits wesentliche Prinzipien
des späteren FHStG enthält.

In die dritte Periode bis zum 28. Mai 1993,
dem Tag der Beschlussfassung des FHStG im
österreichischen Nationalrat, fällt der Prozess
der Konsensbildung, der Weiterentwicklung und
der Finalisierung des Gesetzesentwurfes. Dies
ist auch die Phase der intensiven öffentlichen
Debatte.

5.1. Die Formierung des politischen Willens
5.1. zur Einrichtung von Fachakademien
5.1. (1986–1990)

In der zweiten Hälfte der 1980er Jahre ge-
rieten die traditionellen staatlichen Regelungs-
mechanismen im Hochschulbereich zunehmend
in Kritik. Bei den maßgeblichen AkteurInnen
setzte sich mehr und mehr das Bewusstsein
durch, dass sich das Hochschulsystem in einem
krisenhaften Zustand befand und in der Logik
der bewährten Politikpfade und Diskurse zuneh-
mend als unlösbar erschien. Im Zentrum dieser
Kritik standen dabei die mangelnde Flexibilität
und Nachfrageorientierung der Studienan-
gebote, die geringe institutionelle Autonomie
und mangelnde Rechtsfähigkeit der Universi-
täten und der staatliche kameralistische
Finanzierungsmodus, dem zunehmend angelas-
tet wurde, dass er sowohl Effizienz als auch
Effektivität verhinderte (vgl. Hackl 2003, 8).

Dieser kritische Diskurs spiegelte sich zu-
nehmend auch in wissenschaftlichen Studien
und Politikpapieren wider. Gleichzeitig trieben
ebensolche wissenschaftlichen und politischen
Bestandsaufnahmen den kritischen Diskurs auch
voran. 1987 legte die Wirtschaftskammer ein
Papier vor, dessen zentrale Kritik am öster-
reichischen Ausbildungssystem darin bestand,
dass es den Bedarf der Wirtschaft und des Ar-
beitsmarktes nicht länger befriedigen konnte.

Wurde die darin enthaltene Politikoption der
Einrichtung von technischen Akademien ana-
log dem Konzept des Partisch-Plans lediglich
in bescheidenem ExpertInnenrahmen diskutiert,
so erfuhr die Studie „Qualifikation 2000“, wel-
che die Sozialpartner 1989 publizierten, un-
gleich mehr öffentliche Aufmerksamkeit. Die
Studie übte Kritik an der Struktur und am Out-
put des österreichischen Universitätssystems
(z.B. an den vergleichsweise niedrigen Matu-
rantInnen- und AkademikerInnenquoten, an den
hohen Drop-Out-Raten, an den überdurch-
schnittlich langen Studienzeiten und an einer nur
schleppend in Gang kommenden Hochschul-
reform) und erhob umfangreiche Forderungen
an die Bildungspolitik (vgl. Mrkvicka/Kaizar
1994, 124), insbesondere auch im Bereich des
nicht universitären tertiären Sektors. Der Sozial-
partnerbericht zielte allerdings nicht darauf ab,
einen neuen Sektor durch ein neues kohärentes
institutionelles Design zu errichten, sondern
regte eher an, Alternativen zu schaffen und dabei
auf bereits existierende Institutionen und An-
gebote (wie z.B. die BHS, die Universitäts-
kollegs etc.) zurückzugreifen und diese auszu-
bauen.

Mit der Entscheidung zur Teilnahme Öster-
reichs an der vergleichenden OECD-Studie
„Alternatives to Higher Education“ in den Jah-
ren 1987/1988 wurde die zunehmende Kritik an
der „Sklerose“ des österreichischen Hoch-
schulwesens erstmals systematisch in Verbin-
dung mit dem internationalen Reformdiskurs
und insbesondere auch mit möglichen Alter-
nativmodellen gebracht.
Obwohl solche Studien in Österreich üblicher-
weise mit geringer Aufmerksamkeit bedacht
wurden, erwies sich die im Zuge des OECD
Projekts erstellte österreichische Länderstudie
diesbezüglich als Ausnahme. Das zunehmende
öffentliche Bewusstsein darüber, dass sich das
Hochschulsystem in einem krisenhaften Zustand
befand und in der Logik der bewährten Politik-
pfade und Diskurse zunehmend als unlösbar
erschien, dürfte auch die öffentliche Sensibili-
tät geweckt haben. Studienautor Pechar reflek-
tiert die Studie vor allem unter dem Aspekt, dass
sie ihm selbst und anderen relevanten Stake-
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holders im Bereich der Hochschulpolitik deut-
lich vor Augen geführt habe, dass es außerhalb
des österreichischen Weges auch noch alterna-
tive Möglichkeiten der Organisierung und
Institutionalisierung von tertiärer (Aus-)Bildung
gibt (Pratt 2004c, 119). Pratt hebt insbesondere
hervor, dass diese Studie die Idee der Diversität
im Hochschulbereich in den österreichischen
Diskurs einbrachte (Pratt 2004c, 112).

Diese Internationalisierung des öster-
reichischen Diskurses brachte das österreichi-
sche Hochschulsystem auch zunehmend in Zu-
sammenhang mit den veränderten hegemonia-
len Vorstellungen zu (Aus-)Bildungsfragen im
Kontext von EU und OECD. Die mit dem
Thatcherismus Ende der 1970er Jahre eingelei-
tete neokonservative oder neoliberale Wende
manifestierte sich im Bildungs-Erziehungswe-
sen insbesondere durch neue Grundorien-
tierungen in der Bildungspolitik (Stichwort:
Ausbildungsorientierung), durch veränderte
Vorstellungen der politischen und administrati-
ven Steuerung des Systems (Stichworte:
Bürokratiekritik, Staatsversagen, Dezentralisie-
rung, Selbststeuerung, Deregulierung, Markt-
orientierung) und durch die Verengung von
Budgetspielräumen und der Zunahme von
Verteilungskämpfen. Darüber hinaus hat sich
mit der zunehmenden Durchsetzung der neuen
Informations- und Kommunikationstechno-
logien die Aufmerksamkeit auf die neue Bedeu-
tung von Prozessen der Wissensproduktion
(Stichwort: Wissensgesellschaft), mit der Trans-
formation von informalem Wissen (Tacit
Knowledge) in kodifiziertes, formalisiertes Wis-
sen, und den in diesem Prozess vor sich gehen-
den Lernprozessen, die eine neue Verbindung
von Theorie und Praxis umfassen, verlagert.

Auf Basis dieser Veränderungen im bil-
dungs- und hochschulpolitischen Diskurs legte
sich die erneuerte Koalitionsregierung zwischen
SPÖ und ÖVP in ihrem Regierungsprogramm
im November 1990 auf Einrichtung von Fach-
akademien für die kommende Legislaturperio-
de fest.

Die Anpassung des berufsbildenden Bildungs-
systems an den europäischen Standard (EG-Kon-

formität der Diplome) erfordert die Einrichtung von
Fachakademien, die den Hochschulbereich ergän-
zen und entlasten und als Aus- und Weiterbildungs-
stätten für unterschiedliche Berufsfelder einzurich-
ten sind (Koalitionsübereinkommen 1990, zit. nach
Hackl 2003, 4f.).

Im Licht dieser Argumentation im Regie-
rungsprogramm erscheint der Zusammenhang
zwischen veränderter EU-Strategie6  und ver-
änderter Fachhochschulpolitik als der einer not-
wendigen und unabdingbaren Anpassung der
Ausbildungspolitik an die größere EU-Strate-
gie. Aus der Perspektive der Bildungspolitik
und ihrer AkteurInnen hätte es sich daher quasi
um „Zwang“ von Außen gehandelt. Doch es
sind Zweifel an dieser engen Sichtweise einer
notwendigen Anpassung durch die Einrichtung
eines nicht-universitären Ausbildungssektors
angebracht. Wie Pechar (2004, 42) feststellt,
war der EU-Beitritt „doubtless an important
issue, but the argument (der notwendigen An-
passung; K.M.) was hardly convincing“7

(Pechar 2004, 42). Auf Basis einer Reihe von
Interviews mit damaligen Entscheidungs-
trägerInnen und BefürworterInnen der Einrich-
tung eines NUS kommt Pratt (2003, 11f.) zum
Schluss, dass die HauptprotagonistInnen der
neuen Politik das EU-Argument benutzten,
„never believing in its validity, but to advance
the policy“.

Auf Basis eines lerntheoretischen Zugangs
zur Veränderung von Politik zeigt sich für die
Periode von 1986 bis 1990 folgendes Bild: Der
zunehmend wahrgenommene Problemdruck ei-
ner Stagnation und Sklerose im Hochschul-
system machte die Thematik zunehmend zum
Gegenstand der politischen und auch der sozial-
wissenschaftlichen Agenda. Das System entwi-
ckelte Lernbereitschaft im Sinn einer Bereit-
schaft für Veränderung und einer Entwicklung
von Alternativen. Die zunehmende Internatio-
nalisierung des österreichischen Diskurses im
Rahmen der Kooperation mit der OECD rückte
sowohl konkrete Alternativmodelle in den Blick,
als auch die neuen auf Ebene von OECD und
EU vorherrschenden politischen Grundprinzi-
pien der (Aus-)Bildungspolitik. Dieser Policy
Learning Prozess ging weit über die instrumen-
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telle Ebene hinaus und betraf die Ebene des
social policy learning nach May, oder der Ver-
änderung des deep core und des policy core der
dominanten Akteurskoalition nach Sabatier. Von
dieser Akteurskoalition wurden – wie der Ge-
brauch des EU-Arguments für das Vorantreiben
der Fachhochschulpolitik zeigt – auch Strategi-
en des political learning8  eingesetzt, die in die-
sem Fall den Prozess des policy learning unter-
stützten.

5.2. Die Politik entscheidet über den Prozess
und über das Modell (November 1990 –
Dezember 1991)

Als das Regierungsübereinkommen 1990
niedergeschrieben wurde, war damit noch
keineswegs klar, wie der neue Sektor konkret
aussehen sollte, d.h. auf welches Modell man
sich stützen wollte, welches Ministerium dafür
verantwortlich sein sollte und wie die Schritte
zur Umsetzung erfolgen sollten.

Zunächst drohte in dieser Situation abermals
jene institutionelle Blockade wirksam zu wer-
den, die schon Anfang der 1970er Jahre die
Nicht-Umsetzung des Partisch-Plans begünstigt
hatte. Durch einige geschickte Schachzüge ge-
lang es jedoch dem BMWF, die „power
struggles“ zu beenden und die Kompetenzen für
die Etablierung eines Sektors von Fach-
akademien an sich zu ziehen. Um Zeit und Raum
für grundlegende inhaltliche Fragen zu gewin-
nen, lancierte die zuständige Beamtin des
BMWF – in Übereinstimmung mit ihrem Mi-
nister – den Vorschlag, die OECD zu bitten, in
Österreich einen Policy Review im Politikfeld
der nichtuniversitären Ausbildung auf tertiärer
Ebene durchzuführen (Int. 2-1). Nach einer kur-
zen Diskussion einigten sich beide Minister im
Frühjahr 1991 darauf, die OECD zu einem
Policy Review einzuladen. Folgende Planung
wurde anvisiert: Der Policy Review sollte im
Herbst 1992 stattfinden, davor sollte allerdings
seitens des Bundesministeriums für Unterricht
und Kunst (BMUK) und des BMWF bis Som-
mer 1992 ein Background-Report an die OECD
übermittelt werden. Das finale Meeting zwi-

schen den RepräsentantInnen der österreichi-
schen Bildungspolitik und dem Review-
ExpertInnenteam der OECD wurde für Mai
1993 geplant („Confrontation-Meeting“ auf
Ministerebene, an dem auch die OECD
VertreterInnen aus den anderen Ländern teilneh-
men und Fragen stellen konnten).

Eine interministerielle Arbeitsgruppe im
BMWF erarbeitete bis Dezember 1991 eine
Erstversion des Fachhochschulstudiengesetzes.
Diese Erstversion beinhaltete allerdings bereits
wesentliche Charakteristika jener Endversion
des Gesetzes, die im Mai 1993 im öster-
reichischen Nationalrat beschlossen wurde.
Hervorzuheben ist insbesondere die Idee eines
aus ExpertInnen zusammengesetzten Gremi-
ums, welches die Kompetenz zugesprochen
bekommen sollte, Fachhochschulkurse entwe-
der zu akkreditieren oder abzulehnen. Dieses
Konzept wurde dann als „Accreditation Model“
bezeichnet. Wie war es aber zu diesem Modell
gekommen?

Zwei Ereignisse hatten darauf wesentlichen
Einfluss. Zum Einen dürfte die vom BMWF
gemeinsam mit der Rektorenkonferenz im Mai
1991 veranstaltete internationale Tagung „Die
Universität im Dialog mit der Fachhochschule“
die Intention gehabt haben, die Universitäten,
welche der Etablierung eines nicht-universitä-
ren Ausbildungssektors lange Zeit ablehnend bis
feindlich gegenübergestanden hatten, auf die
Reformseite zu bringen (vgl. Pratt 2004c, 120).
Tatsächlich stand zu diesem Zeitpunkt die Mehr-
heit des Universitätssektors dem Reformvor-
haben zwar nicht mehr feindlich, aber auch nicht
unbedingt unterstützend gegenüber. Die Haltung
der Universitäten war, das war insbesondere den
AkteurInnen aus der Politik bewusst, entschei-
dend für das Gelingen einer Reform. Abgese-
hen von diesem Moment des political learning
dürften diese Tagung und die daraus folgende
Publikation entscheidend zur qualifizierten Dis-
kussion hinsichtlich der Ausrichtung der
Reformpolitik beigetragen haben. Insbesondere
die involvierten BeamtInnen als wesentliche
ProtagonistInnen der Reformpolitik wurden mit
den grundlegenden Bausteinen der einzelnen
Ländermodelle konfrontiert.
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Zum Anderen fand im Rahmen des Review-
Prozesses der OECD im November 1991 ein
Auftaktseminar in Wien statt, das den Titel
„New Directions in Higher Education“ trug und
dazu beitragen sollte, „to confront relevant
Austrian authorities with the different forms and
developments of the NUS in other countries“
(BMWF/BMUK 1992, 5). Die Basis für dieses
Seminar bildete ein Background-Report der sei-
tens des Ministeriums in Kooperation mit we-
sentlichen lokalen ExpertInnen vorgelegt wur-
de. Die nachfolgende Interviewpassage einer
Beamtin zeigt, dass die Erstellung dieses Reports
wesentlich zur Verbreiterung der öffentlichen
Diskussion und Reflexion des Problemfeldes
beigetragen hat.

… dieser Background Report musste erstellt wer-
den und das war sehr konfliktreich … die Erstel-
lung dieses Background-Report war ein Horror ei-
gentlich … die Vertreter der beiden Ministerien, AK,
ÖGB, IV, WKÖ … dann ist der endlich fertig ge-
wesen und dann haben den die OECD Prüfer be-
kommen und das hat ja schon was bewirkt, … durch
die Vorbereitung des Berichtes und so, ist eine brei-
te Diskussion entstanden und es war die erste brei-
tere Diskussion wo man alle möglichen Akteure mit-
einbezogen hat, Schulvertreter und so, also ich habe
immer einen großen Saal gebraucht… (Int. 2-1).

Betrachtet man die Phase der Entscheidung
durch die Brille des Lernens, so fällt zunächst
auf, dass das BMWF als echter Advokat einer
neuen Politik zunehmend die Initiative ergriff.
In dieser Modellentscheidungsphase organi-
sierte das BMWF die Prozesse des policy
learning als Prozess der kollektiven Reflexion
und Bewertung von Alternativen und Model-
len zwischen den maßgeblichen Stakeholdern
des Hochschulwesens und externen ExpertIn-
nen. Und das BMWF unterstützte den Prozess
des policy learnings durch Prozesse des
political learning (z.B.: Einladung der OECD;
Diskurs mit den Universitäten). Hier gehen also
Prozesse des policy learnings und des political
learnings Hand in Hand und beflügeln sich
wechselseitig. Dies führte dazu, dass sich rund
um das BMWF und sein Netzwerk eine neue
Akteurskoalition ausweitete, welche in ihrem
deep core und in ihrem policy core die Grund-

prinzipien und das Steuerungsverständnis der
neuen auf Flexibilität, Autonomie und Markts-
teuerung beruhenden Bildungspolitik in sich
trug.

5.3. Gesetzgebung und OECD Policy Review
(Jänner 1992 bis Mai 1993)

Die dritte Phase ist einerseits dadurch ge-
kennzeichnet, dass der Rohentwurf des neuen
Modells für einen Fachhochschulsektor unter
einem von der Politik vorgegebenen hohen po-
litischen Druck seitens des BMWF immer wei-
ter ausgearbeitet und weiterentwickelt wurde,
bis der Erstentwurf im September dann
schließlich zur Begutachtung verschickt werden,
dann überarbeitet und schließlich im Mai 1993
im Parlament verabschiedet werden konnte.
Andererseits kennzeichnet sich diese Phase auch
durch einen permanenten Informationsaustausch
des Ministeriums mit jenen OECD-ExpertInnen,
die parallel zum österreichischen Gesetz-
gebungsprozess ihren Prüfbericht vorantrieben.
„… aber es war natürlich ein zeitlicher politi-
scher Druck da was zu machen, und da hat man
halt parallel nachgedacht…. … Die OECD war
schon immer informiert was da ist, in welche
Richtung gearbeitet wird, auch die Erstentwürfe
wurden mit der OECD besprochen und was die
Politik dazu sagt“ (Int .2-1). Dort wo für die
österreichischen BeamtInnen noch Unklarhei-
ten bestanden, wie etwa hinsichtlich des
Finanzierungssystems des neuen Sektors, wur-
de das Wissen der OECD ExpertInnen als
Beratungsinstanz genutzt: „… z.B. war es
schwierig den Entwicklungs- und Finanzie-
rungsplan durchzubringen und das wurde na-
türlich mit ihnen besprochen … wie es finan-
ziert wird, da wollte sich die Politik ja nicht so
bald festlegen … der ist ja erst ein Jahr nach der
OECD Prüfung entschieden worden“ (Int. 2-1).
Als die ExpertInnen der OECD im Herbst 1992
nach Österreich kamen, um die empirischen
Erhebungen für ihren Prüfbericht durchzufüh-
ren, vermittelte sich ihnen der Eindruck, dass
in Österreich bereits Konsens über die Notwen-
digkeit der Etablierung eines innovativen und
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neuen Modells eines Fachhochschulsektors be-
stünde. Sowohl seitens der ArbeitgeberInnen als
auch seitens einer breiteren Öffentlichkeit und
insbesondere der Universitäten gab es Zustim-
mung sowohl zum prinzipiellen Beschluss der
Etablierung als auch zu den Grundzügen des
anvisierten Akkreditierungsmodells (vgl. Pratt/
Hackl 1999, 35).

Diese Beobachtung der OECD ExpertInnen
bestätigt die These, dass der grundlegende
Politikwandel, der auch den deep core und den
policy core der handelnden Akteurskoalition
veränderte, schon in den beiden Phasen davor
passiert ist. Policy Learning finden wir in die-
ser „Gesetzgebungsphase“ demnach vor allem
als instrumental policy learning. Es geht für das
BMWF darum, jenes Detailwissen zu organi-
sieren, welches für das „Finetuning“ des neuen
Modells nötig ist. Wiederum spielt dabei die
OECD als Ideengeberin und Diskussions-
partnerin eine entscheidende Rolle.

6. SchlüsselakteurInnen und Lernen

6.1. Der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung

Erhard Busek war schon Ende der 1960er
Jahre als hoher Funktionär in der Wirtschafts-
kammer mit Fragen der Möglichkeiten von
Berufsbildung auf tertiärer Ebene befasst ge-
wesen und hatte sich in dieser Position als ei-
ner der wenigen Proponenten des Partisch-Plans
erwiesen. Als Busek 1987 sein Ministeramt an-
trat, konnte er auf eine beträchtliche Menge an
Erfahrungswissen im Bereich der Universitäts-
und Wissenschaftspolitik zurückblicken, das er
in verschiedenen Funktionen (u.a. als Univer-
sitäts- und Wissenschaftssprecher der ÖVP in
der ersten Hälfte der 1980er Jahre) gesammelt
hatte. Dazu kam eine klare Überzeugung, dass
der von der sozialdemokratischen Regierung in
den 1970er Jahren eingeschlagene Entwick-
lungspfad an einem toten Punkt angelangt war
und dass im tertiären Bereich grundlegende
Reformschritte nötig wären; insbesondere ver-
trat er von seinem Amtsantritt als Minister an –

trotz sich abzeichnender Widerstände sogar in
der eigenen Partei – auch die Idee der Einrich-
tung eines nicht universitären tertiären Sektors
parallel zu den Universitäten (Int. 2-3). Als Mi-
nister betrachtete es Busek besonders aus Grün-
den des Wettbewerbs als seine vordringliche
Aufgabe, das österreichische Hochschul- und
Forschungssystem im Rahmen des sich immer
weiter formierenden europäischen Projektes so
weit als möglich zu homogenisieren („because
it was quite clear, that faced by integration and
globalisation the actors are moving, the
enterprises are moving“; Int. 2-3). Auf Basis
dieser Grundüberzeugung war eine genaue Be-
obachtung der diesbezüglichen Politikreformen
in anderen Ländern notwendig („consciously
looking outside“, „looking outside whether
there is existing something similar“; Int. 2-3).

Aus lerntheoretischer Sicht lässt sich argu-
mentieren, dass Busek seine Reformvor-
stellungen auf ausgeprägten core beliefs
(Sabatier 1993) begründete und in der Folge mit
großer Konsequenz an der Umsetzung dieser
Reformvorstellungen arbeitete.

6.2. BeamtInnen des BMWF

Entscheidend vorangetrieben wurde die
oben beschriebene Politik Buseks von einer klei-
nen aus zwei bis drei Personen bestehenden
Kerngruppe von BeamtInnen im BMWF, die
persönlich davon überzeugt waren, dass im Be-
reich der Hochschulpolitik ein grundlegender
Wandel mit neuen Formen der Steuerung jen-
seits des bürokratischen Zentralismus herbeige-
führt werden müsse (Pratt 2004c, 120). Hinsicht-
lich der Hochschulreform teilte diese Gruppe
die core beliefs mit Busek zum überwiegenden
Teil (ein Teil dieser Gruppe hatte damals auch
schon den Partisch-Plan befürwortet). Auch die-
se Gruppe wies aufgrund guter internationaler
Kontakte insbesondere zur OECD ein beträcht-
liches Wissen hinsichtlich der Politikmodelle
anderer Länder auf und trachtete danach, die-
ses Wissen ständig zu erweitern. Nicht zuletzt
wurde in dieser Gruppe auch die Idee vorange-
trieben, dass Österreich sich an der OECD Stu-
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die zu „Alternatives in Higher Education“ be-
teiligen sollte.

Bemerkenswert ist, dass den bewussten
Politikstrategien der BeamtInnen meist auch
implizite – auf Gelegenheit zu Erfahrung und
Austausch beruhende – Lernprozesse vor-
ausgegangen sind, die dann erst die Verfolgung
der bewussten Strategien ermöglicht haben
dürften (z.B.: „I had the opportunity to travel
around, I came in contact, sometimes the Mi-
nister sent me to the OECD education com-
mittee, so I became familiar with other sys-
tems“; Int. 2-4).

Eine wesentliche Aufgabe der BeamtInnen
bestand auch darin, im engeren Kreis der betei-
ligten politischen Stakeholders sowie in der brei-
teren politischen Öffentlichkeit, Wissen über die
Grundpfeiler der Reformpolitik und über deren
Sinnhaftigkeit und Notwendigkeit in Umlauf zu
bringen („… da waren viele Diskussionen mit
der Gewerkschaft und mit der Arbeiterkammer,
da hab ich durch ein Jahr fast jedes Wochenen-
de Diskussionen gehabt zu Privatisierung von
Bildung, das nächste ist Studiengebühren etc.“
Int. 2-1). Der damalige Minister bekräftigt, dass
diese BeamtInnengruppe, mit der er eine außer-
ordentlich gute Beziehung pflegte, einen gro-
ßen Teil der Überzeugungsarbeit bestritt (Int.
2-3). Insgesamt bringt der Minister seine ziel-
gerichtete Kooperation mit den BeamtInnen auf
die Formel „We had together the feeling that
we could change something“ (Int. 2-3).

Jenseits der inhaltlichen Lernprozesse ver-
zeichnet der BeamtInnenstab des BMWF aber
auch beträchtliche Lernprozesse auf Ebene des
political learning. Wie gezeigt, wurde der an-
stehende EU-Beitritt wider besseren Wissens als
„Zwang von Außen“ kommuniziert, der die Ein-
richtung eines NUS in Österreich zwingend er-
forderlich machte. In der entscheidenden Pha-
se, als es um die Modellentscheidung ging,
wurde, um das BMUK zu bremsen und um Zeit
und Raum für eine grundlegende Diskussion
und ebenso eine die eigene Position vermutlich
stützende Außensicht zu gewinnen, der OECD-
Review lanciert. Und im Mai 1991 veranstalte-
te das BMWF gemeinsam mit der Rektoren-
konferenz die internationale Tagung „Die Uni-

versität im Dialog mit der Fachhochschule“,
womit ein wesentlicher Beitrag zum „ins Boot-
Holen“ der Universitäten gelungen war.

6.3. Externe ExpertInnen: IFF und IHS als
Think-Tanks und das Wissensnetzwerk des
Ministeriums

Wie in Kapitel 3 bereits angedeutet haben
auch externe ExpertInnen im Prozess der
Politikformierung für den Fachhochschulsektor
vor allem aufgrund ihrer Rolle als erweiterte
Wissensnetzwerke des Ministeriums einen nicht
unbeträchtlichen Einfluss gehabt. Sie standen
mit den federführenden BeamtInnen in einem
intensiven Kommunikationsprozess und über-
nahmen – auf Basis ihrer wissenschaftlichen
Expertise der Analyse und internationalen Ver-
ortung des österreichischen Hochschulsystems
– wesentliche Aufgaben im Erarbeiten von Kon-
zepten und Ausloten von Umsetzungs-
möglichkeiten insbesondere durch die Mitwir-
kung am OECD-Background-Report 1991.
Dem IHS (Institut für Höhere Studien) und vor
allem auch dem IFF (Institut für interdiszipli-
näre Forschung und Fortbildung) ist im Rah-
men des Wissensbildungsprozesses im BMWF
eine besondere Rolle zugekommen. Dies ist
allerdings weniger dahingehend zu verstehen,
dass im Auftrag des BMWF konkrete Reform-
modelle entwickelt wurden, sondern eher im
Rahmen eines Think-Tanks, der mit den wesent-
lichen ProtagonistInnen einer Reformpolitik im
BMWF im regen Austausch stand und, wie an-
geführt, deren „Horizont erweitert“ hatte. Hin-
sichtlich der Erarbeitung des Erstentwurfs des
FHStG im Herbst 1991 beschreibt eine Beam-
tin die Rolle des IFF folgendermaßen: „…ich
habe mich soweit ausgekannt, dass es solche
Modelle gibt, dass man über Anerkennung und
Kontrolle regelt, ich hab das britische Modell
gekannt und andere, solche Modelle gab es in
verschiedenen Ausprägungen, auch ein Fonds-
Modell war in Diskussion, quasi die Behörde
soll einen Fonds einrichten, der dann Projekte
vergibt … da hab ich dann mit verschiedenen
Leuten gesprochen, Leute, die ich eh aus dem
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Umfeld vom IFF gekannt habe … gesprochen
über diese Fonds-Idee, wäre das möglich, ist es
rechtlich möglich, was spricht dafür, was spricht
dagegen, das habe ich so ausgelotet…“ (Int.
2-1). Zwischen dem BMWF und diesen Insti-
tuten dürfte also ein reges Wissensnetzwerk
existiert haben, das im Bedarfsfall vom BMWF
auch zur Klärung von spezifischen Fragen „an-
gezapft“ wurde.

7. Nachbetrachtungen zur Frage von
Lernprozessen in der Politik

Betrachtet man die Frage von Lernprozes-
sen im Bereich der Politik im Spiegel der Ge-
nese des Fachhochschulsektors in Österreich,
so zeigt sich anknüpfend an die theoretischen
Zugänge von May und Sabatier folgendes ver-
dichtetes Bild. Im Fall der Nicht-Umsetzung des
Partisch-Plans Ende der 1960er Jahre ver-
hinderten vor allem verfestigte und manifeste
Interessen und institutionelle Blockaden
einerseits und das fehlende Bewusstsein eines
Reformbedarfs andererseits, dass Prozesse des
policy-learnings überhaupt in Gang kommen
konnten.

Gleichzeitig fanden sich keine AkteurInnen,
die einen Lernprozess aktiv vorangetrieben hät-
ten und es gab auch keine externen Impulse an
das System der österreichischen Hochschul-
politik, welche einen Politikwandel auslösen
hätten können. Auf diesem politischen Terrain
stieß die neue Idee des Partisch-Plans auf Ab-
lehnung.

Die Zurückweisung der Idee eines Fach-
hochschulsektors durch die SPÖ-Regierung
wies, abgesehen von dagegen stehenden Interes-
senlagen, noch eine zusätzliche ideologie-
basierte Qualität auf. Sowohl in ihrem deep core
als auch in ihrem policy core folgte die han-
delnde Akteurskoalition zusätzlich einem prin-
zipiell anderen Politikansatz, der darauf ausge-
richtet war, Bildung nicht den Zwängen der
Ökonomie zu unterwerfen und das Bildungs-
system mittels komplexer und detaillierter Re-
gulierungen entlang eines Top-Down-Modells
zu steuern. Innerhalb der Logik dieses Politik-

pfades fanden instrumentelle Lernprozesse im
Sinne der Verbesserung der Steuerung statt und
diese fanden auch z.B. im Universitätsorgani-
sationsgesetz von 1975 ihren Niederschlag.
Doch umfassende Lernprozesse, die eventuell
zu einer Systemveränderung geführt hätten,
konnten auf diesem Terrain eines verfestigten
deep core und eines damit verbundenen
Steuerungsverständnisses nicht Platz greifen.
Denn hier fehlten sowohl treibende AkteurInnen
als auch externe Impulse.

In der zweiten Hälfte der 1980er Jahre kam
es im Kontext der österreichischen (Aus-)Bil-
dungs- und Hochschulpolitik zu einer Reihe von
externen Veränderungen, die auch auf das
Hochschulsystem Veränderungsimpulse ausüb-
ten (große Koalition ab 1986; neuer Minister
im BMWF ab 1987, der nach 17 Jahren erst-
mals wieder von der ÖVP gestellt wurde; Ent-
scheidung für den Beitritt zur EU 1988; zuneh-
mend budgetäre Engpässe; neoliberaler Staats-
diskurs im gesamten OECD-Raum).

Gleichzeitig bildete sich rund um die er-
wähnten BeamtInnen des BMWF, den neuen
Minister, den mit Österreich kooperierenden
ExpertInnen der OECD und heimischen Ex-
pertInnen eine neue Advocacy-Koalition, deren
‘belief system’ im Bereich des deep core die
Bildung nicht mehr nur als Mittel zur Emanzi-
pation betrachtete, sondern auch unter wirt-
schaftspolitische Betrachtungen stellte, sowie im
Bereich des policy core die direkte staatliche
Steuerung als unflexibel und innovations-
hemmend zurückwies und dafür neue Formen
der Koordinierung einforderte, die Markt- und
Wettbewerbsmechanismen mit einer starken
professionellen Komponente verbanden. Die
externen Ereignisse allein hätten den Politik-
wandel im Politikfeld Hochschulpolitik noch
nicht herbeigeführt, erst das geschickte Agie-
ren der neuen Advocacy Koalition (z.B. Teil-
nahme an der OECD-Studie „Alternatives to
Higher Education“, Organisierung des OECD-
Reviews 1992, die Nutzung des EU-Beitritts als
bewusst vorgeschobenen Außenzwang zur Ver-
änderung) ermöglichte die Durchsetzung der
neuen Politik. Hier bestätigt sich das grundle-
gende Argument von Sabatier, dass
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Veränderungen der Policy-Kern-Merkmale eines po-
litischen Handlungsprogramms … zum einen be-
deutsame Störungen/Ereignisse die außerhalb des
Subsystems liegen, voraus(setzen), wie beispiels-
weise Veränderungen in den sozioökonomischen
Bedingungen der regierenden Koalition auf gesamt-
staatlicher Ebene oder Policy-Effekte aus anderen
Subsystemen, zum anderen ein geschicktes Ausnut-
zen dieser Handlungsgelegenheiten durch die (vor-
herige) Minderheitskoalition innerhalb des Subsys-
tems  (Sabatier 1993, 136).

Auf diesem Terrain weisen die Prozesse des
policy learning und jene des political learning
die gleiche Richtung auf. Sie unterstützen sich
wechselseitig und führen in ihrem Ergebnis zu
einer neuen Advocacy-Koalition und auch zu
einem neuen Politikmodell. Aus der Perspekti-
ve von May kann auch von social policy
learning gesprochen werden, d.h. es kam zu ei-
ner Veränderung in den Zielen der Politik des
tertiären Bildungssektors (stärkere Ausrichtung
am Qualifikationsbedarf der Wirtschaft) und zu
einer veränderten Sichtweise des Verur-
sachungszusammenhangs der politischen
Problemlagen (Wissensgesellschaft, Selbststeu-
erungskompetenz, Marktmechanismen).

Wie gezeigt, spielten in der Formierung der
neuen ,Advocacy-Koalition‘ aktivistische
IndividualakteurInnen im BMWF eine beson-
dere Rolle. Eine solch herausragende Rolle von
EinzelakteurInnen ist mit den verwendeten the-
oretischen Konzepten von May und Sabatier
nicht erklärbar. Hier wäre es vermutlich loh-
nend, das Agieren dieser EinzelakteurInnen
nochmals genauer durch das Konzept des
„Policy Entrpreneurs“ von Richard Rose (1993)
unter die Lupe zu nehmen (vgl. dazu auch den
Beitrag von Biegelbauer in diesem Band).
„Policy entrepreneurs combine commitment to
program goals with long service in government
… are usually very well informed about the
substance and politics of programs … Their
concern with a special subject … leads them to
build up a nation wide or international network
of contacts that are a source of ideas for new
programs and of evidence to support the lessons
that they choose to draw“ (Rose 1993, 57). So-
mit könnte der Begriff des Policy Entrepreneurs

für die Erklärung des Agierens der oben be-
schriebenen federführenden BeamtInnen und
auch für die AkteurInnen im erweiterten
Wissensnetzwerk des Ministeriums aufgrund
ihrer jahrelangen Beschäftigung mit dem
Problemfeld, aufgrund ihrer Involvierung in
internationale Netzwerke und aufgrund ihres
Vorantreibens der neuen FH-Politik ab Ende der
1980er Jahre ein taugliches Konzept darstellen.

Betrachtet man abschließend noch die ex-
ternen HauptakteurInnen in diesem Prozess des
social policy learning, so spielte die OECD eine
überragende Rolle. Einerseits als Ideengeberin
für die sich formierende neue Advocacy-Koali-
tion im und rund um das BMWF, insofern als in
den Studien und Konferenzen der OECD und
somit insgesamt im breiteren internationalen
OECD Netzwerk jene Ideen diskutiert und vor-
angetrieben wurden, die ab Ende der 1980er
Jahre auch in Österreich an Konjunktur gewan-
nen. Teile der österreichischen Advocacy-Koa-
lition waren ab Mitte der 1980er Jahre zuneh-
mend besser in dieses Netzwerk integriert und
nahmen diese Ideen auch zunehmend nach Ös-
terreich mit. Andererseits ist die OECD im Zuge
des konkreten Modellerarbeitungs- und Gesetz-
gebungsprozesses für die österreichischen FH-
PolitikprotagonistInnen auch als privilegierte
Reflexionsebene zu sehen, deren ExpertInnen-
wissen prinzipiell für Feedback und im Bedarf
für Spezialwissen genutzt wurde. Das Gesetz des
Handelns lag in diesem Prozess aber ganz klar
auf der österreichischen Seite im Zentrum der
neuen Advocacy-Koalition im BMWF, das – wie
etwa im Fall des OECD Reviews – offensicht-
lich auch ein klares Bewusstsein über den Zu-
sammenhang von Prozessen des policy learnings
mit jenen des political learnings hatte. „Austria’s
involvement in the OECD Policy Review of its
higher education system in 1992 meant that the
Austrian ministry was able to use this device to
advance its policy, drawing on wider internatio-
nal network“. (Pratt/Hackl 1999, 52)

ANMERKUNGEN

1 Diesem Artikel liegt eine vom FWF finanzierte
Forschungsarbeit (Projektnummer P16169-G04) zu
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Grunde. Das an dieser Grundlagenstudie mitarbei-
tende Projektteam besteht aus Kurt Mayer und Lo-
renz Lassnig (http://www.ihs.ac.at/index.php3?
id=550).

2 Bis zum Studienjahr 2005/2006 wurden in Öster-
reich 150 Fachhochschulstudiengänge akkreditiert
die von 18 verschiedenen Erhaltern an 30 Standor-
ten betrieben werden und eine Gesamtkapazität von
28.100 Studienplätzen zur Verfügung stellen (Fach-
hochschulrat: http://www.fhr.ac.at/).

3 An dieser Stelle sei den Autoren der Studie John
Pratt, Hans Pechar & Thomas Pfeffer dafür gedankt,
dass sie ihre Primärquellen – insbesondere eine Rei-
he von Interviews mit jenen BeamtInnen und
PolitikerInnen, die zu Beginn der 1990er Jahre die
Geschicke des Hochschulsystems wesentlich mit-
gestalteten – zur Durchsicht und Verwertung im
Rahmen unseres Projektes zur Verfügung stellten.
Ein Teil dieser Interviews wurde, da es sich um ein
britisch-österreichisches Kooperationsprojekt han-
delte, in englischer Sprache durchgeführt. Solche
Originalpassagen sind in unserem Text daher auch
in englischer Sprache zitiert.

4 BHS-AbsolventInnen können nach dreijähriger Be-
rufserfahrung um den Titel „Ingenieur“ ansuchen,
AbsolventInnen technischer Universitäten wird im
Unterschied dazu der Titel „Diplomingenieur“ ver-
liehen.

5 Exemplarisch für diesen deep core ist die folgende
Argumentation aus einem Interview, das die frühe-
re sozialdemokratische Wissenschaftsministerin
Herta Firnberg 1990 zu den Veränderungen der Bil-
dungspolitik in den 1980er Jahren gegeben hat: „Ich
halte das für wirklich gefährlich, denn wenn man
Bildung hinorientiert ausschließlich auf wirtschaft-
liche Interessen, da schneidet man eigentlich der Bil-
dung die Wurzeln ab. Also ich bin wirklich ein lei-
denschaftlicher Gegner dieser Auffassung. D.h.
nicht, daß man nicht für die Wirtschaft und für den
Beruf ausbilden soll, aber doch nicht als alleiniges
Ziel der Universitäten und der Bildung überhaupt.
Und da waren schon ganz arge Gegensätze. Aber
diese Auffassung hat sich noch nicht ganz erübrigt.
Im Gegenteil mit den ganzen konservativen Ten-
denzen jetzt (1990) wird die jetzt wieder stärker. Und
vor allem ist heute interessanterweise niemand hier,
keine Gruppe, die sich wirklich mit Engagement
dafür einsetzt, Bildung nicht aufzufassen als eine
Berufsausbildung, als eine ökonomische Zweck-
bildung, sondern sagt, Bildung hat Wert an sich, ist
ein echter und wichtiger Teil der Lebensqualität,
nicht nur eines Menschen, sondern eines ganzen
Volkes“ (Zitiert in Kreutz & Rögl 1994, 94f.; Her-
vorhebungen durch den Autor).

6 Seit dem Amtsantritt der SPÖ/ÖVP Koalitionsre-
gierung im Jahr 1986 verfolgte Österreich –
insbesondere motiviert von der 1987 in Kraft tre-

tenden Einheitlichen Europäischen Akte und vom
dadurch entstehenden Binnenmarkt – eine Politik
der aktiven Annäherung an EU-Europa. Ab 1988
waren sich die politischen Parteien prinzipiell
darüber einig, einen Vollbeitritt anzustreben (vgl.
Falkner 1996, 333f.).

7 Schließlich wurden im Zuge des Beitritts dann auch
die HTL-Abschlüsse auf Basis der auf Berufspraxis
beruhenden Ingenieur-Diplomierungen den tertiä-
ren (3-jährigen) Abschlüssen auf EU-Ebene gleich-
gestellt.

8 Idealtypisch dafür ist auch folgende Aussage eines
hohen Beamten: „The EU membership campaign
… we used that as a vehicle to force the idea of a
NUS. At the beginning of this campaigning I told
people that this is not true (dass der EU-Beitritt die
Einrichtung von Fachakademien notwendigerweise
erfordert; K.M.), but after some weeks I became
wiser and used that argument too“ (Int. 2-4).
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